
einen Verzögerungsschaden handelt, für den sie nach 
dem PostG nicht hafte, so ist diese Auffassung un­
richtig. Geht die Zahlkarte binnen einer vom Einzah­
lungstag an zu berechnenden, angemessenen und im 
Einzelfall unter Berücksichtigung der bei der Post 
jeweils herrschenden Geschäftslage zu bestimmenden 
Frist beim Postscheckamt nicht ein, so ist damit der 
Schadensersatzanspruch des Einzahlers entstanden. 
Niggel (PostVerkG des Dt. Reichs, 2. Aufl., 1928, Anm. 6 
zu § 6) bemerkt zu dieser Frage zutreffend, daß weder 
PostG noch Post-Ordnung Bestimmungen darüber 
enthalten, nach Ablauf welchen Zeitraums, von der 
Auflieferung an gerechnet, eine Sendung als verloren 
zu gelten habe. Hier habe nach Lage des Falles billiges 
Ermessen zu walten und im Streitfall müsse der 
Richter entscheiden. Die gleiche Frage taucht auch in 
ähnlichem Zusammenhang bei der bankmäßigen Er­
ledigung der beim Postscheckamt eingegangenen Zahl­
karten auf. Hierzu stellt Niggel (a. a. O., Anm. 10 zu 
§ 9 PostSchG) entsprechend seiner ebendargelegten 
Auffassung gleichfalls mit Recht fest, daß bei der Aus­
legung des Begriffes der „Verzögerung“ nach den 
Grundsätzen des Allgemeinen Überweisungs- und 
Scheckverkehrs zu entscheiden sei, doch müsse auf 
die besonderen Verhältnisse des einzelnen Falles und 
des Postscheckverkehrs gebührend und billig Rücksicht 
genommen werden. Überschreite hiernach die Zeit­
spanne zwischen der Erteilung und der Erledigung eines 
Auftrages das zulässige Maß, so liege keine verspätete, 
sondern eine nicht ordnungsgemäße Ausführung vor, 
wofür die Post zu haften habe. Da im vorliegenden 
Falle bis zum Eintritt der Währungsreform bereits 
mehr als ein Jahr und vier Monate verstrichen waren, 
kann hinsichtlich der Entstehung des Ersatzanspruches 
kein Zweifel bestehen. Wann der Verlust bemerkt 
wird, und wann die Post den Ersatzanspruch durch 
Verwaltungsverfügung anerkennt, ist demgegenüber 
unerheblich. Es kann allenfalls sein, daß im Zeitpunkt 
der Feststellung des Verlustes die für den Ersatz­
anspruch nach § 14 PostG laufende sechsmonatige Ver­
jährungsfrist bereits verstrichen ist, wodurch jedoch 
der einmal entstandene Ersatzanspruch dem Wesen 
der Verjährung entsprechend unberührt bleibt. Auf die 
Einrede der Verjährung hat aber die Beklagte aus­
drücklich verzichtet.

Die Kammer setzt sich mit der oben dargelegten 
Auffassung keineswegs in Widerspruch zu der höchst­
richterlichen Rechtsprechung der Inflationszeit nach 
dem 1. Weltkrieg (vgl. RG in SeuffArch. Bd. 79, S. 366; 
KG in JW 1924, S. 1615; HansOLG in OLGR Bd. 10, 
S. 52). Die rechtliche Situation war damals eine völlig 
andere. Es darf nicht verkannt werden, daß die Recht­
sprechung seinerzeit auf dem Grundsatz „Mark = Mark“ 
stand. Wenn daher die Post bei Abhandenkommen 
einer Zahlkarte Garantie zu leisten hatte, so konnte 
und brauchte sie Ersatz nur in der Form zu leisten, 
daß sie den eingezahlten Betrag in gleicher Währung 
und zum gleichen Nennwert gutbrachte. Daß zwischen­
zeitlich der Kurs der Mark im Verhältnis zur Gold­
mark erheblich abgesunken war, wurde — bei zu 
Grundelegung des Grundsatzes „Mark = Mark“ — wohl 
mit Recht — als ein Verzögerungsschaden angesehen, 
für den die Post nach den postrechtlichen Vorschriften 
nicht einzustehen hat. Das Absinken des inneren Geld­
wertes bei gleichbleibender Währung kann jedoch mit 
der Abschaffung einer Währung unter Einführung 
einer völlig neuen, wie es im Jahre 1948 geschah, nicht 
gleichgestellt werden. Durch die Außerkraftsetzung 
der Reichsmark ist die Erfüllung der auf Reichsmark 
lautenden Verbindlichkeiten unmöglich geworden. Die 
Rechtsfolgen dieser Unmöglichkeit regeln die Durch­
führungsbestimmungen zur Währungsreform. Danach 
mag das Postscheckamt zwar einwandfrei gehandelt 
haben, wenn es auf Grund der Ziffer 21 a. a. O. auf 
die n a c h  der Währungsreform eingegangene auf 
R e i c h s m a r k  lautende Ersatzzahlkarte nur einen 
Betrag von 166,03 DM gutbrachte. Die Beklagte hätte 
aber gern. § 6 Abs. 4 PostG in Verbindung mit Ziffer 18 
der Durchführungsbestimmungen zur Währungsreform 
die Ersatzzahlkarte auf 1660,30 DM ausstellen müssen.

Bei dieser Rechtslage brauchte in die Prüfung der 
Frage, ob in dem Schreiben der Beklagten vom 
20. November 1948 ein Anerkenntnis zu erblicken sei 
nicht mehr eingetreten zu werden.

Das Amtsgericht hat daher mit Recht die Beklagte 
dem Klageantrag gemäß verurteilt, so daß die Berufung 
mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzuweisen war.

(Mitgeteilt von Referendar Eckert, Berlin.)

A n m e r k u n g
I. Dem Urteil kann weder im Ergebnis noch in 

seiner Begründung zugestimmt werden. Der Begriff 
„Garantie“ im Sinne des PostG § 6 ist verkannt. Das 
Urteil bringt längere Erörterungen über das Wesen 
des Garantieanspruchs, der dem Absender einer Geld­
sendung gegen die Post auf Grund des § 6 PostG zu­
steht, und versucht zu ergründen, ob es sich dabei um 
einen E r f ü l l u n g s  anspruch oder um einen S c h a ­
d e n s e r s a t z  anspruch handelt. Die Erörterungen 
erübrigen sich, da nach dem klaren Sachverhalt, der 
dem Urteil zugrunde liegt, ein Garantiefall im Sinne 
des PostG* gar nicht vorliegt. Es ist gar keine Geld­
sendung verloren gegangen, verloren ging lediglich das 
zu der Geldsendung gehörige Formblatt, ln solchen 
Fallen stellt die Post ein Ersatzformblatt aus und setzt 
die insoweit unterbrochene Beförderung fort. Es han­
delt sich hierbei nicht — wie das Urteil meint — um 
die verwaltungstechnische Form, in der die Post ihrer 
Schadensersatzpflicht nachkommt, sondern um die Art, 
durch die sie die Erfüllung des ihr erteilten Auftrags 
fortsetzt und durchführt. Die Post wird nicht verwal­
tungstechnische Formen für Schadensersatzleistungen 
entwickeln und anwenden in Fällen, in denen sie zum 
Schadensersatz gar nicht verpflichtet ist! Schadens­
ersatz hat die Post nur zu leisten, wenn Garantiefälle 
vorliegen, d. h. wenn Schmälerungen des vom Absender 
eingebrachten Vermögenswertes eingetreten sind. Der 
dem Urteil zugrunde liegende Tatbestand läßt aber klar 
erkennen, daß ein Garantiefall im Sinne des PostG 
nicht gegeben ist. Die gegenteilige Ansicht des LG- 
Berlin, nach der es keine Rolle spielen würde, ob der 
eingezahlte Betrag selbst verloren geht oder nur die 
Zahlkarte verlegt wird oder sonst abhanden kommt, 
beruht auf unpostalischer Anschauung und verkennt 
die von der Post geübte Praxis, die beim bloßen Ver­
lust des Formblatts einen Garantiefall im Sinne des 
§ 6 Absatz 1/ PostG noch nicht als gegeben ansieht.

Bei Übermittlung eines Geldbetrages durch Zahlkarten 
können folgende Möglichkeiten eintreten:

1. Die Zahlkarte wird falsch gutgeschrieben,
2. der mit der Zahlkarte eingezahlte Betrag wird 

durch einen ungetreuen Postangehörigen, z. B. den 
Schalterangestellten, unterschlagen,

3. das Zahlkarten - F o r m b l a t t  geht während der 
eigentlichen Postbeförderung verloren.

In den Fällen zu 1 und 2 würde es sich um eigent­
liche Garantietatbestände im Sinne des PostG § 6 Abs. 4 
handeln. Die Post hätte Schadensersatz zu leisten. 
Solche etwa vor der Währugsreform eingetretenen Ga­
rantiefälle würden nach Ziffer 18 der Währungsreform- 
VO auch nicht der Abwertung unterliegen.

Im Falle zu 3 ist dagegen kein Ersatztatbestand ge­
geben. Es wird lediglich die Übermittlung des einge­
zahlten Betrages nach Durchführung eines Doppelver­
fahrens fortgesetzt, damit der der Post ursprünglich 
erteilte Auftrag erfüllt werden kann. Soweit hierdurch 
eine Verzögerung und damit verbunden ein Schaden 
entsteht, ist die Postverwaltung von jeglicher Haftung 
gemäß § 6 Abs. 5 PostG befreit. In bezug auf die 
Währungsreform wäre in den Fällen zu 3 Ziffer 21 der 
Währungsreform-VO anzuwenden. Es wäre also eine 
Abwertung im Verhältnis 10 :1 vorzunehmen.

Diese unterschiedliche Bewertung ist nicht nur im 
Hinblick auf den vielleicht einmaligen Charakter der 
Währungsreform des Jahres 191/8 von Bedeutung, son­
dern auch sonst für die Post von ausschlaggebender 
Wichtigkeit, vor allem bei Anwendung der Verjäh­
rungsvorschriften des § 11/ PostG. Die Post ist berech­
tigt, bei vorliegenden Garantiefällen Ansprüche von 
Postbenutzern nach Ablauf von 6 Monaten seit Ein­
lieferung der Sendung unter Berufung auf § 11/ PostG 
abzulehnen. Die Einrede der Verjährung ist jedoch
— wie gesagt — nur bei echten Ersatztatbeständen
— das sind die oben angegebenen Fälle zu 1 und 2 — 
möglich. Ergibt sich dagegen, daß nur das Formblatt 
verloren gegangen oder auf sonstige Weise unnach­
weisbar geworden ist, so gesteht die Postverwaltung 
den Postbenutzern die Bearbeitung von Nachfragen
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